
Unterbreitung von Vorschlägen zur Erhöhung 
der Einsatzfähigkeit der örtlichen Feuerwehren 
(Geräte, Fahrzeuge, Feuerlöschteiche, Feuer­
meldestellen usw.).“

Richter und Staatsanwälte müssen jetzt! aktiv 
dahin wirken, daß die Kommissionen nun entspre­
chend der ihnen gegebenen Richtlinie tätig werden 
und ihre Aufmerksamkeit auf diese Frage lenken.

Sowohl die Entschließung als auch das Referat 
von Mückenberger enthalten jedoch Feststellungen 
und Forderungen, die auch für die Rechtsprechung 
von unmittelbarer Bedeutung sind.

In dem Referat von Mückenberger ist festgestellt, 
daß in einigen Bezirken von Großbauern eine orga­
nisierte Abiieferungssabotage betrieben wurde. Er 
sagte dazu:

„Es zeigte sich aber auch, daß ein Teil der 
Staatsanwälte und Richter in der Republik aus­
weicht und in diesen Fragen nicht die Inter­
essen des Staates so wahrnimmt, wie es sein 
muß.“5 *)

Es wird hier wie auf anderen Gebieten offenbar, 
daß manche Staatsanwälte und Richter noch immer 
glauben, neuer Kurs sei gleichbedeutend mit milder 
Strafe, und daß sie die grundlegende Unterschei­
dung des 15. Plenums „Provokateure und ehrliche 
Arbeiter“ — das heißt z. B. auch: böswilliger Groß­
bauer und gutwilliger werktätiger Bauer, oder: 
ehemaliger faschistischer Gutsbesitzer und rück­
ständiger verführter Landarbeiter — bei der Be­
strafung begangener Verbrechen nicht immer 
machen. Eine sehr gute Anleitung zur Differenzie­
rung gab hier das Urteil des Plenums des Obersten 
Gerichts vom 30. Januar 1954”). Insbesondere wer­
den auch von den Staatsanwälten 'Weisungen, die 
in bestimmten Situationen für bestimmte Fälle ge­
geben worden sind, starr und ohne Berücksichtigung 
der weiteren Entwicklung behandelt. Mückenberger 
wies weiter an einer Reihe von Fällen nach, daß 
Staatsanwälte und Gerichte nicht immer genügend 
erkennen, wie der Feind auf dem Lande sich in 
den verschiedenartigsten Formen (keineswegs nur 
mit angeblicher Trunkenheit) tarnt. Eine wichtige 
Richtschnur für alle Gerichte enthält der Satz der 
Entschließung:

„Feindliche Tätigkeit gegen die Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften ist 
immer ein Angriff auf die Arbeiter- und Bau­
emmacht und deshalb als staatsfeindliche 
Handlung zu bewerten.“7)

Dabei liegt ein feindlicher Angriff gegen die LPG 
natürlich auch in all den Fällen vor, wo Funktio­
näre der LPG wegen dieser ihrer Tätigkeit und 
Stellung angegriffen werden — wobei man auch 
hier wieder darauf achten muß, einerseits nicht zu 
verkennen, daß der politische Charakter des An­
griffs mitunter durch scheinbar persönliche Strei­
tigkeiten getarnt wird, andererseits wirklich per­
sönliche Streitigkeiten nicht mit dem Gewicht 
einer staatsfeindlichen Handlung zu belasten. Das 
Durchschauen solcher Tarnmethoden ist besonders 
schwer bei der allerersten richterlichen Entschei­
dung, die bei einem Strafverfahren zu treffen 
ist, dem Erlaß eines Haftbefehls. Deshalb muß 
der Richter hier besonders von -seiner Kenntnis 
der Lage seines Kreises, der Lage in den ein­
zelnen Dörfern seines Kreises ausgehen, um nicht 
formal etwa den Erlaß eines Haftbefehls abzu­
lehnen, weil er die wahren Hintergründe eines 
Verbrechens nicht durchschaut. Eine solche Kennt-

5) Mückenberger, a. a. O. S. 47.
6) vgl. S. 118 dieses Heltes.
7) Mückenberger, a. a. O. S. 94/95.

nis wird der Richter haben, wenn er mit allen 
staatlichen Stellen, allen politischen und Massen­
organisationen seines Kreises eng zusammenarbeitet 
und sein Ohr bei den Werktätigen hat, die zu ihm 
täglich als Schöffen und in seine Sprechstunde als 
Ratsuchende kommen. Er muß vor allem aber ge­
leitet sein von der politischen Erkenntnis:

„Die Erfahrung lehrt uns, daß in dem Maße, 
wie sich der Fortschritt auf dem Lande durch­
setzt, die Maschinentraktorenstationen, volks­
eigenen Güter und Landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften sich festigen und das 
politische Bewußtsein der werktätigen Schich­
ten der Bauern und Landarbeiter steigt, die 
Feinde immer versuchen werden, den Fort­
schritt aufzuhalten.“8)

Richtig entschieden hat das Kreisgericht Bern­
burg, indem es einen Verbrecher zu acht Jahren 
Zuchthaus verurteilte, der einen Genossenschafts­
bauern so schwer verletzt hatte, daß er an den 
Folgen gestorben ist. Die Entscheidung des Kreis­
gerichts ist richtig und hat die Zustimmung der 
Bevölkerung, wie sich auch aus der Zuschrift eines 
Volkskorrespondenten in der Kreisausgabe der 
„Freiheit“ bestätigt hat, gefunden. Es ist jedoch 
sehr fraglich, ob es richtig war, daß die Staatsan­
waltschaft in diesem Falle beim Kreisgericht An­
klage erhoben hat und ob ein solcher Fall nicht in 
die Zuständigkeit des Bezirksgerichts gehört hätte.

Auf die verschiedenen Formen der Sabotage, auf 
die Mückenberger bereits hingewiesen hat, Brand­
stiftungen, Tiervergiftungen, müssen Staatsanwalt­
schaft und Gericht ihre besondere Aufmerksamkeit 
lenken. Die Justizverwaltungsstellen müssen über 
die Lage der Verbrechen, die sich auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft — von allen Formen der Sabo­
tage bis zum Terror gegen Funktionäre — abspielen, 
ein genaues Bild haben und durch die Instrukteure 
der einzelnen Kreise den Richtern schnell Rat und 
Anleitung geben.

Die Gerichte müssen aber auch auf Signale 
achten, wo etwa in Zivilprozessen Vorgänge offen­
bar werden, die die Lage der werktätigen Bauern 
und Genossenschaftsbauern betreffen, z. B. die 
Häufung des Erlasses von Zahlungsbefehlen in 
einer großen Anzahl gleichliegender Fälle, etwa 
wegen lange zurückliegender Saatgut- oder Dünger- 
iieferungen und ähnlichem. Auch eine Häufung von 
Zwangsvollstreckungen gegen Bauern ist aufmerk­
sam zu beachten und den zuständigen Stellen zu 
signalisieren.

Allen Richtern muß klar sein, daß die Auf­
merksamkeit, die die Justiz der Landwirtschaft 
widmet, ein Teil der Verwirklichung des neuen 
Kurses ist und daß sie wesentlich zur Festigung des 
Bündnisses zwischen der Arbeiterklasse und der 
Bauernschaft beiträgt.

Um die Lage auf dem Dorfe zu verstehen, müssen 
die Richter die Entschließung des 17. Plenums und 
die Rede Mückenbergers, besonders den Abschnitt 
„Die Arbeit der Massenorganisationen verbessern“, 
studieren und gerade daraus die Antworten für die 
Fragen, die sowohl die Rechtsprechung wie die 
Massenarbeit ihnen stellt, beantworten.

Die Entschließung des 17. Plenums enthält für 
die Gerichte und Staatsanwaltschaften wichtige 
Aufgaben und grundlegende unmittelbare An­
leitungen. Sie verhilft ihnen dazu, entscheidend 
zu der Festigung der demokratischen Ordnung 
unserer Arbeiter- und Bauernmacht beizutragen 
und die Politik des neuen Kurses noch erfolgreicher 
zu verwirklichen.
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